
Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

documenta-Stadt 

 
 
An die  
Mitglieder 
des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 
der Stadtverordnetenversammlung 
 
Kassel 

 
Geschäftsstelle: 
Büro der 
Stadtverordnetenversammlung 
Rathaus, 34112 Kassel 
Auskunft erteilt: Frau Schmidt 
Tel. 05 61/7 87.12 24 
Fax 05 61/7 87.21 82 
E-Mail: 
Nicole.Schmidt@stadt-kassel.de 
 
Kassel, 03.02.2010 

  

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 49. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen lade ich ein für 
 

Mittwoch, 10.02.2010, 17.00 Uhr, 
Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel. 

 
Tagesordnung: 
 

Übernahme einer Bürgschaft 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Barthel 

1. 

- 101.16.1568 - *) 
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
gemäß § 114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2009; 
- Kenntnisnahme Liste VI/2009 - 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Barthel 

2. 

- 101.16.1589 -    
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und  Auszahlungen 
gemäß § 114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2009; 
- Kenntnisnahme Liste VII/2009 - 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Barthel 

3. 

- 101.16.1590 -    
 

kassel tourist GmbH 
- Umfirmierung 
- Änderung des Gesellschaftsvertrages 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Barthel 

4. 

- 101.16.1599 -  
(gleichzeitig im Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung) 
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Städtische Werke AG 
- Beteiligung an der Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co. KG 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtkämmerer Dr. Barthel 

5. 

- 101.16.1602 -   
(gleichzeitig im Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und 
Gleichstellung) 

 
Ordnung zur Überlassung schulischer Einrichtungen 
Antrag der FDP-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Oberbrunner 

6. 

- 101.16.1349 -    
 

Keine Gebühren für Straßenmusik 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Boeddinghaus 

7. 

- 101.16.1484 -    
 

Bedingungen Ausbildungsplätze bei JAFKA 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Boeddinghaus 

8. 

- 101.16.1551 -    
 

Erhöhung der Heizkosten wegen gestiegener Energiepreise 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Boeddinghaus 

9. 

- 101.16.1561 -    
 

Wertgutachten Städtische Werke vorstellen 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Boeddinghaus 

10. 

- 101.16.1566 -    
 

Untersuchungsgegenstand Gutachten Abfallgebühren 
Anfrage der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dr. Norbert Wett 

11. 

- 101.16.1569 -    
 

Flughafen Kassel-Calden 
Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Rönz 

12. 

- 101.16.1581 -    
 

Gebührenbescheide für Grundstücksabgaben 
Anfrage der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Kortmann 

13. 

- 101.16.1605 -    
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Beratungsnotstand im Kulturdezernat? 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Boeddinghaus 

14. 

- 101.16.1606 -    
 

Wirtschaftliche Situation Flughafen Calden 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Boeddinghaus 

15. 

- 101.16.1607 -    
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Petra Friedrich 
Vorsitzende 
 
 
 
 
*) Die Vorlage erhielten Sie bereits mit der Einladung vom 06.01.2010 des Ausschusses 
für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen. 



 

Stadtverordnetenversammlung 
Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

(&) 
documenta-Stadt 
 
Kassel, 15.02.2010 

 
Niederschrift 

 
über die 49. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 
am Mittwoch, 10.02.2010, 17.00 Uhr, 

im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 
 
 
Anwesende:  Siehe Anwesenheitsliste 
 (Bestandteil der Niederschrift) 
 
 
Tagesordnung: 
 
 

1. Übernahme einer Bürgschaft 101.16.1568 
 
 

2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2009; 
- Kenntnisnahme Liste VI/2009 - 

101.16.1589 

 
 

3. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und  Auszahlungen gemäß § 
114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2009; 
- Kenntnisnahme Liste VII/2009 - 

101.16.1590 

 
 

4. kassel tourist GmbH 
- Umfirmierung 
- Änderung des Gesellschaftsvertrages 

101.16.1599 

 
 

5. Städtische Werke AG 
- Beteiligung an der Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co. KG 

101.16.1602 
 
 

6. Ordnung zur Überlassung schulischer Einrichtungen 101.16.1349 
 
 

7. Keine Gebühren für Straßenmusik 101.16.1484 
 
 

8. Bedingungen Ausbildungsplätze bei JAFKA 101.16.1551 
 
 

9. Erhöhung der Heizkosten wegen gestiegener Energiepreise 101.16.1561 
 
 

10. Wertgutachten Städtische Werke vorstellen 101.16.1566 
 
 

11. Untersuchungsgegenstand Gutachten Abfallgebühren 101.16.1569 
 
 

12. Flughafen Kassel-Calden 101.16.1581 
 
 

13. Gebührenbescheide für Grundstücksabgaben 101.16.1605 
 
 

14. Beratungsnotstand im Kulturdezernat? 101.16.1606 
 
 

15. Wirtschaftliche Situation Flughafen Calden 101.16.1607 
 

 
Vorsitzende  Friedrich eröffnet die mit der Einladung vom 03.02.2010 ordnungsgemäß einberufene 
49. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen, begrüßt 
die Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
Zur Tagesordnung 
 
Vorsitzende Friedrich teilt mit, dass sie die Tagesordnungspunkte 
12. Flughafen Kassel-Calden 
 Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
 - 101.16.1581 - 
und 
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15. Wirtschaftliche Situation Flughafen Calden 
 Anfrage der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
 - 101.16.1607 - 
wegen Sachzusammenhangs gemeinsam zur Beratung aufrufen wird. 
 
Stadtverordneter Dr. Behschad, CDU-Fraktion, beantragt den Tagesordnungspunkt 
5. Städtische Werke AG 
 -Beteiligung an der Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co. KG 
 Vorlage des Magistrats 
 - 101.16.1602 - 
als erstes zu behandeln, da Gäste aus Großalmerode anwesend sind. 
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. 
 
Stadtverordneter Boeddinghaus, Fraktion Kasseler Linke.ASG, beantragt den 
Tagesordnungspunkt 
1. Übernahme einer Bürgschaft 
 Vorlage des Magistrats 
 - 101.16.1568 - 
von der Tagesordnung abzusetzen, da weiterhin Beratungsbedarf besteht. 
Stadtkämmerer Dr. Barthel weist darauf hin, dass heute zur Beantwortung von Fragen Herr Peter 
Ley, Geschäftsführer der GWG, anwesend ist. Aus diesem Grund bittet er darum den Punkt nicht 
von der Tagesordnung abzusetzen. 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke.ASG 
Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, FDP 
Enthaltung: -- 
den 

Beschluss 
 

Der Geschäftsordnungantrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG auf Absetzung des 
Antrages des Magistrats betr. Übernahme einer Bürgschaft, 101.16.1568, wird abgelehnt. 

 
Stadtverordneter Boeddinghaus, Kasseler Linke.ASG, beantragt den Tagesordnungspunkt 
14. Beratungsnotstand im Kulturdezernat 
 Anfrage der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
 - 101.16.1606 - 
heute noch zu behandeln. 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke.ASG, FDP 
Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne 
Enthaltung: -- 
den 

Beschluss 
 

Der Geschäftsordnungsantrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG auf heutige Behandlung 
des Tagesordnungspunktes 14 betr. Beratungsnotstand im Kulturdezernat, 101.16.1606, 
wird abgelehnt. 

 
Vorsitzende Friedrich stellt die geänderte Tagesordnung fest. 
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5. Städtische Werke AG 
- Beteiligung an der Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co. KG 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1602 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. Der Übernahme einer Beteiligung der Städtische Werke AG an der Stadtwerke 
Großalmerode GmbH & Co. KG mit einer Kommanditeinlage in Höhe von 61.250 €  (49 
%) wird nach Maßgabe des beigefügten Entwurfs des Gesellschaftsvertrages (Anlage 1) 
zugestimmt. 

2. Gleichzeitig wird der Beteiligung der Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co. KG an der 
Stadtwerke Großalmerode Verwaltungs GmbH in Höhe von 25.000 €  nach Maßgabe des 
beigefügten Entwurfs des Gesellschaftsvertrages (Anlage 2) zugestimmt. 

3. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses erforderlichen 
Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form rechtsverbindlich abzugeben. Die 
Ermächtigung umfasst auch  die Vornahme etwaiger  redaktioneller  Ergänzungen,  
Änderungen,  Streichungen oder Klarstellungen. 

 
Stadtkämmerer Dr. Barthel beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder. 
Er gibt Erläuterungen über den Inhalt des Konsortialvertrags. Ein zusammenfassender Überblick 
über den Inhalt des Konsortialvertrages wird als Tischvorlage an die Mitglieder verteilt. 
 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke.ASG 
Ablehnung: FDP 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Städtische Werke AG 
- Beteiligung an der Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co. KG, 101.16.1602, wird 
zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Geselle 
 
 

1. Übernahme einer Bürgschaft 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1568 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung stimmt der Übernahme einer Bürgschaft in Höhe von 
4.850.400 € (= 80 % von 6.063.000 €) für ein von der Tagungszentrum Stadthalle Kassel 
GmbH aufzunehmendes Darlehen zur Finanzierung des Anbaus für das Kongress Palais 
sowie dem Aufbau des Parkhauses Kattenstraße zu.“ 

 
Stadtkämmerer Dr. Barthel und Herrn Peter Ley, Geschäftsführer der GWG, beantworten die 
bekannten Fragen der Fraktion Kasseler Linke.ASG und die Nachfragen der Ausschussmitglieder. 
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Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Übernahme einer Bürgschaft, 101.16.1568, wird 
zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Behschad 
 
 

2. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2009; - Kenntnisnahme Liste VI/2009 - 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1589 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

von der in der beigefügten Liste VI/2009 gemäß § 114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO bewilligten 
Aufwendung/Auszahlung 
 im Finanzhaushalt in Höhe von 40.000,00 €  
Kenntnis zu nehmen. 

 
Stadtverordneter Boeddinghaus fragt, welche Auswirkungen dieser Deckungsvorschlag auf den 
Bau eines behinderten gerechten Fahrstuhls im Willi-Seidel-Haus hat und ob sich dadurch der Bau 
weiter verzögert? 
Stadtkämmerer Dr. Barthel sagt in Vertretung für Stadtbaurat Witte eine schriftliche Beantwortung 
der Frage zu. 
 
Zur Kenntnis genommen 
 
 

3. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und  Auszahlungen gemäß § 114 g 
Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2009; - Kenntnisnahme Liste VII/2009 - 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1590 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

von den in der beigefügten Liste VII/2009 gemäß § 114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO bewilligten 
Aufwendungen/Auszahlungen 
 im Ergebnishaushalt in Höhe von 38.000,00 €  
 im Finanzhaushalt in Höhe von 94.817,31 €  
Kenntnis zu nehmen. 

 
Stadtkämmerer Dr. Barthel beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
Zur Kenntnis genommen 
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4. kassel tourist GmbH 
- Umfirmierung 
- Änderung des Gesellschaftsvertrages 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1599 - 

 
 
Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. Der Umfirmierung der kassel tourist GmbH in Kassel Marketing GmbH wird 
zugestimmt. 

2. Den Änderungen des Gesellschaftsvertrages wird zugestimmt. 
3. Der Magistrat wird ermächtigt, die Gesellschaftervertreter der Stadt zu 

bevollmächtigen, den in diesem Zusammenhang notwendig werdenden Beschlüssen 
zuzustimmen. Diese Ermächtigung bezieht sich auch auf schriftliche Erklärungen 
gemäß § 48 Abs. 2 GmbH-Gesetz und schließt zugleich auch etwaige erforderliche 
redaktionelle Änderungen, Ergänzungen und dergleichen mit ein, um die Beschlüsse 
umzusetzen. 

 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. kassel tourist GmbH - Umfirmierung 
- Änderung des Gesellschaftsvertrages, 101.16.1599, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Müller 
 
 
 

6. Ordnung zur Überlassung schulischer Einrichtungen 
Antrag der FDP-Fraktion 
- 101.16.1349 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird beauftragt, die Benutzungs- und Tarifordnung für die zeitweise 
Überlassung von schulischen Einrichtungen der Stadt Kassel zu außerschulischen Zwecken 
(9.04.01) vom 10.07.2006 in Punkt 6.2.4. in Satz 2 wie folgt zu ändern: 
 
„Die Befreiung entfällt, wenn die Vereine, Jugendorganisationen etc. durch ihre Tätigkeit 
einen Gewinn erzielen.“ 
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Stadtverordneter Oberbrunner, FDP-Fraktion, ändert den Antrag wie folgt ab. 
 

 Geänderter Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird beauftragt, die Benutzungs- und Tarifordnung für die zeitweise 
Überlassung von schulischen Einrichtungen der Stadt Kassel zu außerschulischen Zwecken 
(9.04.01) vom 10.07.2006 in Punkt 6.2.4. Befreiung wie folgt zu ändern: 
„Entgeltfrei ist die Nutzung von schulischen und außerschulischen städtischen  
Einrichtungen für 
e) Veranstaltungen der im Stadtgebiet ansässigen gemeinnützigen Vereine, 

Jugendorganisationen und kirchlichen Einrichtungen.“ 
Der letzte Satz:     - „Die Befreiung entfällt, wenn ein Eintrittsgeld bzw.  
Teilnehmergebühren erhoben werden.“ -     wird ersatzlos gestrichen. 

 
Nach Zusage von Oberbürgermeister Hilgen, die Benutzungs- und Tarifordnung für die zeitweise 
Überlassung von schulischen Einrichtungen der Stadt Kassel zu außerschulischen Zwecken zu 
überarbeiten und das Anliegen des Antrages dabei zu berücksichtigen, zieht Stadtverordneter 
Oberbrunner den geänderten Antrag seiner Fraktion zurück. 
Die Fraktionen und fraktionslosen Stadtverordneten erhalten die geänderte Ordnung nach 
Beschlussfassung durch den Magistrat zur Kenntnis. 
 
Der Antrag wurde von der Antrag stellenden Fraktion zurückgezogen. 
 
 

7. Keine Gebühren für Straßenmusik 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
- 101.16.1484 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 

8. Bedingungen Ausbildungsplätze bei JAFKA 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
- 101.16.1551 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 

9. Erhöhung der Heizkosten wegen gestiegener Energiepreise 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
- 101.16.1561 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 

10. Wertgutachten Städtische Werke vorstellen 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
- 101.16.1566 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
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11. Untersuchungsgegenstand Gutachten Abfallgebühren 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.16.1569 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 

12. Flughafen Kassel-Calden 
Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.16.1581 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 

13. Gebührenbescheide für Grundstücksabgaben 
Anfrage der CDU-Fraktion 
- 101.16.1605 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 

14. Beratungsnotstand im Kulturdezernat? 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
- 101.16.1606 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 

15. Wirtschaftliche Situation Flughafen Calden 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
- 101.16.1607 - 

 
Aus Zeitgründen erfolgt kein Aufruf. 
Der Tagesordnungspunkt wird für die nächste Sitzung vorgemerkt. 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 19.00 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
 
Petra Friedrich Nicole Schmidt 
Vorsitzende Schriftführerin 
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Magistrat 
-II-/-20- 
 

 
Vorlage-Nr. 101.16.1568 

documenta-Stadt
 
Kassel, 08.12.2009 

 
 
 
Übernahme einer Bürgschaft 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Barthel 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung stimmt der Übernahme einer Bürgschaft in 
Höhe von 4.850.400 € (= 80 % von 6.063.000 €) für ein von der Tagungszentrum 
Stadthalle Kassel GmbH aufzunehmendes Darlehen zur Finanzierung des 
Anbaus für das Kongress Palais sowie dem Aufbau des Parkhauses Kattenstraße 
zu.“ 

 
 
Begründung: 
 
Die Tagungszentrum Stadthalle Kassel GmbH teilt mit Schreiben vom 24.11.2009 mit, 
dass beabsichtigt ist, ein Darlehen in Höhe von 6.063.000 € aufzunehmen, das durch 
eine Bürgschaft der Stadt Kassel gesichert werden soll.  
 
Das Darlehen dient der Finanzierung des Anbaus des Kongress Palais und des Aufbaus 
des Parkhauses Kattenstraße. Die Maßnahme wurde am 22.10.2009 von den 
Aufsichtsräten der Tagungszentrum Stadthalle Kassel GmbH und Kassel Tourist GmbH 
beschlossen 
 
Die Tagungszentrum Stadthalle Kassel GmbH beantragt die Erklärung der Stadt 
Kassel zur Übernahme dieser Bürgschaft. 
 
Entsprechend der Bürgschaftsregelung der Stadt Kassel vom 17.09.2007 ist die 
Verbürgung von 80 % der Darlehenssumme = 4.850.400 € möglich. Für die 
Übernahme der Bürgschaft ist ein Bürgschaftsrisikobeitrag zu zahlen. 
 
Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 07.12.2009 beschlossen. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



Magistrat 
-II-/-20- 
 

 
Vorlage-Nr. 101.16.1589 

documenta-Stadt
 
Kassel, 20.01.2010 

 
 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß 
§ 114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2009; - Kenntnisnahme Liste VI/2009 - 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Barthel 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

von der in der beigefügten Liste VI/2009 gemäß § 114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO 
bewilligten Aufwendung/Auszahlung 
 im Finanzhaushalt in Höhe von 40.000,00 €  
Kenntnis zu nehmen. 

 
 
Begründung: 
 
Die Zuständigkeit des Magistrates für die Bewilligung über- und außerplanmäßiger 
Aufwendungen und Auszahlungen ergibt sich aus den am 15.05.2006 von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossenen „Richtlinien über die Bewilligung über- 
und außerplanmäßiger Ausgaben“. Danach obliegt die Zuständigkeit dem Magistrat 
bei Bewilligungen über 25.000 € bis einschl. 50.000 € je Einzelfall. Der 
Stadtverordnetenversammlung ist hiervon Kenntnis zu geben. Die beantragte 
Mehraufwendung/-auszahlung und die Deckungsvorschläge sind auf der Rückseite 
des Einzelantrags begründet. 
Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 07.12.09 beschlossen. 
 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



 



 



Magistrat 
-II-/-20- 
 

 
Vorlage-Nr. 101.16.1590 

documenta-Stadt
 
Kassel, 20.01.2010 

 
 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und  Auszahlungen gemäß § 114 
g Abs. 1 Ziffer 1 HGO für das Jahr 2009; - Kenntnisnahme Liste VII/2009 - 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Barthel 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

von den in der beigefügten Liste VII/2009 gemäß § 114 g Abs. 1 Ziffer 1 HGO 
bewilligten Aufwendungen/Auszahlungen 
 im Ergebnishaushalt in Höhe von 38.000,00 €  
 im Finanzhaushalt in Höhe von 94.817,31 €  
Kenntnis zu nehmen. 

 
 
Begründung: 
 
Die Zuständigkeit des Magistrates für die Bewilligung über- und außerplanmäßiger 
Aufwendungen und Auszahlungen ergibt sich aus den am 15.05.2006 von der 
Stadtverordnetenversammlung beschlossenen „Richtlinien über die Bewilligung über- 
und außerplanmäßiger Ausgaben“. Danach obliegt die Zuständigkeit dem Magistrat 
bei Bewilligungen über 25.000 € bis einschl. 50.000 € je Einzelfall. Der 
Stadtverordnetenversammlung ist hiervon Kenntnis zu geben. Die beantragten 
Mehraufwendungen/-auszahlungen und die Deckungsvorschläge sind auf der 
Rückseite der Einzelanträge begründet. 
Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 07.12.09 beschlossen. 
 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



 



 



 



 



 



 



Magistrat 
-II-/-20- 
 

 
Vorlage-Nr. 101.16.1599 

documenta-Stadt
 
Kassel, 28.01.2010 

 
 
 
kassel tourist GmbH 
- Umfirmierung 
- Änderung des Gesellschaftsvertrages 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Barthel 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. Der Umfirmierung der kassel tourist GmbH in Kassel Marketing GmbH 
wird zugestimmt. 

2. Den Änderungen des Gesellschaftsvertrages wird zugestimmt. 
3. Der Magistrat wird ermächtigt, die Gesellschaftervertreter der Stadt zu 

bevollmächtigen, den in diesem Zusammenhang notwendig werdenden 
Beschlüssen zuzustimmen. Diese Ermächtigung bezieht sich auch auf 
schriftliche Erklärungen gemäß § 48 Abs. 2 GmbH-Gesetz und schließt 
zugleich auch etwaige erforderliche redaktionelle Änderungen, 
Ergänzungen und dergleichen mit ein, um die Beschlüsse umzusetzen. 

 
 
Begründung: 
 
Mit der Übertragung der Aufgaben für das Stadtmarketing hat sich die 
Aufgabenstruktur der Gesellschaft weiter verändert. Die Vielfalt der 
Geschäftsbereiche macht es erforderlich, diese auch im Namen zu reflektieren. In der 
Folge wird deshalb empfohlen, die Umfirmierung in  ’Kassel Marketing GmbH’ 
vorzunehmen. 
 
Die bisherige Firma  ’kassel tourist GmbH’ spiegelt schon seit geraumer Zeit nicht 
mehr die Aufgaben wider, die von der Gesellschaft wahrgenommen werden. Sehr oft 
wurde in der Vergangenheit das Kongress Palais Stadthalle Kassel von Kunden und 
Lieferanten nicht als Geschäftsbereich von kassel tourist wahrgenommen und sorgte 
für Verwirrung und falsche Ansprache in der Kommunikation. Durch die 
Namensänderung kann in der Zielkundenansprache und der Positionierung eine 
erheblich verbesserte Akzeptanz bei Kunden, Partnern, Sponsoren und in der 
Öffentlichkeit erreicht werden. 
 
Die Bereiche Stadtmarketing, Tourismus, Events und Kongress Palais können unter 
der Dachmarke  ’Kassel Marketing GmbH’  ihre Strategie sinnvoll bündeln und die 
Synergieeffekte sichtbar machen. 
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Der neue Name klingt dynamischer und hat eine positive Ausstrahlungskraft nach 
innen und  nach  außen,  d.h.  für die  Mitarbeiter als auch für alle  Geschäftspartner 
und die  
Öffentlichkeit. 
 
Die Firma  ’Kassel Marketing GmbH’ ist prägnant, attraktiv und gleichzeitig 
selbsterklärend, in dem sie die strategischen Anforderungen erfüllt. 
 
Dementsprechend sind § 1 und § 3 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages zu ändern.  
 
Gleichzeitig ist die Änderung des § 7 Abs. 1 erforderlich geworden, da durch eine 
neue Aufgabenverteilung in den Dezernaten, der Kulturbereich zukünftig vom 
Oberbürgermeister wahrgenommen wird. Wie bisher soll ein weiteres hauptamtliches 
Magistratsmitglied kraft Amtes  im Aufsichtsrat vertreten sein.   
 
Im Zuge der notwendigen Änderungen wird außerdem in § 14 Abs. 4, die nach der 
HGO vorgeschriebene Befugnis des Hessischen Rechnungshofes zur überörtlichen 
Prüfung berücksichtigt.   
 
Die Änderungen des Gesellschaftsvertrages sind in der beigefügten Synopse 
gegenübergestellt.  
Der Aufsichtsrat hat in seiner Sitzung am 18.11.2009 der Umfirmierung zugestimmt.   
 
Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 25. Januar 2010 beschlossen. 
 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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Änderungen des Gesellschaftsvertrages 
 

§ Alt Neu 
§ 1 Firma kassel tourist GmbH Kassel Marketing GmbH 
§ 3 Gegenstand Absatz 1 

Gegenstand des Unternehmens sind 
alle Maßnahmen des touristischen 
Marketings und die Durchführung 
von Veranstaltungen die geeignet 
sind, das Ansehen der Stadt Kassel 
als touristisches Reiseziel und 
Einkaufsstandort zu fördern. 
Dazu gehören auch Tourismus-, 
Tagungs- und Kurwesen, 
Marktforschung und –beobachtung, 
Teilnahme an Messe- und 
Wordshops, die Bereitstellung von 
Prospekten, der Betrieb und die 
inhaltliche Gestaltung von 
Touristinformationen, die 
Geschäftsführung der Deutschen 
Märchenstraße sowie der Betrieb 
des Kongresshauses Stadthalle, 
Kassel. 
 
 
 

Absatz 1 
Gegenstand des Unternehmens 
sind alle Maßnahmen des 
Marketings, die darauf abzielen 
das Ansehen der Stadt Kassel zu 
fördern und sie als Reiseziel, 
Lebens-, Wirtschafts- und 
Einkaufsraum zu positionieren. 
Dazu gehören auch die 

a. Vermarktung der 
Tourismusdestination 
und der Betrieb von 
Touristinformationen, 
sowie die 
Aufrechterhaltung des 
Kurwesens  

b. die Vermarktung der  
Tagungsdestination, 

c. die Steigerung der 
Aufenthaltsqualität 
durch 
Veranstaltungen,  

d. der Betrieb des 
Kongress-Palais-
Kassel, 

e. Marktforschung und- 
beobachtung 

 
§ 7  Aufsichtsrat Absatz 1 

Der Aufsichtsrat besteht aus acht 
Mitgliedern. Ihm gehören an kraft 
Amtes: 
• der Oberbürgermeister 
• der Stadtkämmerer 
• der Kulturdezernent 
• sowie 5 Mitglieder, die von der 

Gesellschafterversammlung 
berufen werden. 

 

Absatz 1 
Der Aufsichtsrat besteht aus acht 
Mitgliedern. Ihm gehören an kraft 
Amtes: 
• der Oberbürgermeister 
• der Stadtkämmerer 
• ein weiteres hauptamtliches 

Magistratsmitglied 
• sowie 5 Mitglieder, die von der 

Gesellschafterversammlung 
berufen werden. 

   
§ 14 
Jahresabschluss, 
Jahresabschluss-
prüfung 

Absatz 4 
Unabhängig von der gesetzlichen 
Prüfung räumt die Gesellschaft der 
Stadt Kassel alle Rechte für die 
Prüfung ein, die sich aus der 
Hessischen Gemeindeordnung und 
dem Haushaltsgrundsätzegesetz 
ergeben. 

Absatz 4 
Das Revisionsamt der Stadt 
Kassel und der Präsident des 
Hessischen 
Rechnungshofes - überörtliche 
Prüfung - haben die Befugnisse 
nach § 54 HGrG." 

 



Magistrat 
-II-/-20- 
Az.   

 
Vorlage-Nr. 101.16.1602 

documenta-Stadt
 
Kassel, 01.02.2010 

 
 
 
Städtische Werke AG 
- Beteiligung an der Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co. KG 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtkämmerer Dr. Barthel 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. Der Übernahme einer Beteiligung der Städtische Werke AG an der 
Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co. KG mit einer Kommanditeinlage in 
Höhe von 61.250 €  (49 %) wird nach Maßgabe des beigefügten Entwurfs 
des Gesellschaftsvertrages (Anlage 1) zugestimmt. 

2. Gleichzeitig wird der Beteiligung der Stadtwerke Großalmerode GmbH & 
Co. KG an der Stadtwerke Großalmerode Verwaltungs GmbH in Höhe von 
25.000 €  nach Maßgabe des beigefügten Entwurfs des 
Gesellschaftsvertrages (Anlage 2) zugestimmt. 

3. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses 
erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 
rechtsverbindlich abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch  die 
Vornahme etwaiger  redaktioneller  Ergänzungen,  Änderungen,  
Streichungen oder Klarstellungen. 

 
 
Begründung: 
 
Die Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes ermöglicht seit dem Jahre 2005 
erstmalig einen Wettbewerb, um die Konzessionen für die Strom- und Gasnetze. 
Durch die Veröffentlichungspflicht der Kommunen im Bundesanzeiger erhalten 
interessierte Energieversorgungsunternehmen damit Gelegenheit, sich auf diese 
ausgeschriebenen Strom- und Gaskonzessionen zu bewerben. In Nordhessen laufen in 
den nächsten Jahren über 60 Konzessionen im Umkreis von 50 Kilometer um Kassel 
aus. Auf die bereits jetzt schon ausgeschriebenen Konzessionen bewerben sich zurzeit 
etwa sechs verschiedene regionale und überregionale 
Energieversorgungsunternehmen.  
 
Vor dem Hintergrund dieser Strukturveränderungen im Bereich der 
Energieversorgung plant die Stadt Großalmerode durch die Gründung einer 
Gesellschaft die Strom- und Gasversorgung selbst vorzunehmen. Die 
Hauptzielrichtung der Gründung ist die Wiedererlangung der Handlungshoheit über 
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die Gestaltung der Energieversorgung der Stadt Großalmerode als zentraler Punkt 
der kommunalen Daseinsvorsorge.  
 
Aufgrund der Ankündigung  der Stadt Großalmerode im Bundesanzeiger hat sich die 
Städtische Werke AG (STW) im November 2007 um die Konzessionen der Strom- und 
Gasnetze in Großalmerode beworben. In dem anschließenden Bieterverfahren 
(Januar 2008 bis April 2009) konnten die STW sich mit dem angebotenen Modell 
gegen die weiteren Bewerber  durchsetzen. 
 
Die Städtische Werke AG (STW) beabsichtigt sich im Rahmen der 
Gesellschaftsneugründung an der  Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co. KG  (SGG) 
mit einer Kommanditeinlage von 61.250 €  (49 %) zu beteiligen. Die Stadt 
Großalmerode beteiligt sich mit einer Kommanditeinlage von 63.750 €  (51%).  
 
Gleichzeitig wird die Stadtwerke Großalmerode Verwaltungs GmbH gegründet, die 
als Komplementärin die Verwaltung und Geschäftsführung der SGG vollziehen wird. 
Gesellschafter der Stadtwerke Großalmerode Verwaltungs GmbH ist die SGG, die 
auch das Stammkapital im Nennbetrag von 25.000 € übernehmen wird.   
 
Der Geschäftssitz der neuen SGG soll Großalmerode sein. Der Standort bietet den 
Vorteil, den Bürgern vor Ort ein Servicebüro für alle Belange der Energieversorgung 
anzubieten. 
 
Gegenstand der SGG ist die Versorgung der Bevölkerung, der öffentlichen 
Einrichtungen, der Industrie und des Gewerbes im Stadtgebiet der Stadt 
Großalmerode mit leitungsgebundener Energie einschließlich der Errichtung und 
Unterhaltung aller hierzu erforderlichen Versorgungsanlagen.  
 
Die neu zu gründende SGG erhält von der Stadt Großalmerode die Konzessionen für 
das Strom- und Gasversorgungsnetz und realisiert anschließend den Kauf der 
örtlichen Netze vom bisherigen Konzessionär E.ON-Mitte. 
 
Die Gesellschafter statten die SGG schrittweise mit dem erforderlichen Kapital aus, 
um das Strom- und Gasversorgungsnetz Großalmerode von der E.ON Mitte AG zu 
erwerben. Die Finanzierung des Netzkaufs soll zu 40 % aus der Eigenkapitaleinlage 
der Gesellschafter der SGG und zu 60 % fremdfinanziert werden. Allerdings kann der 
endgültige Kaufpreis derzeit nicht verbindlich bestimmt werden, da dieser von 
Verhandlungen mit der E.ON Mitte AG bzw. ggf. von einer gerichtlichen 
Entscheidung abhängig ist. Im Vorfeld hat die Stadt Großalmerode bereits eine 
Netzwertermittlung bei der Firma BET (Aachen) durchführen lassen.  
 
Die Ergebnisse dieser Netzbewertung wurden am 02. Dezember 2009 in einer Sitzung 
des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Großalmerode vorgestellt. Sie bestätigen 
den bereits durch die STW ermittelten Netzwert (Ertragswert) von ca. 3,2 Mio. €.  
Ausgehend von dem vorgesehenen Finanzierungsmodell, wird für die STW eine 
Kapitaleinlage von rd. 628 T€ erforderlich. Hierbei erwartet die Städtische Werke AG 
eine Dividende und  zusätzliche Erträge aus Netzdienstleistungen.  
 
Die SGG wird die erworbenen Strom- und Gasversorgungsnetze an die STW 
verpachten, die im Rahmen eines entsprechenden Netzpachtvertrages die 
Versorgungsnetze im Stadtgebiet Großalmerode im eigenen Namen und auf eigene 
Rechnung betreiben wird. Die Städtische Werke AG geht davon aus, dass die 
Verpachtung ohne Vergabeverfahren erfolgen kann. Die Laufzeit des Pachtvertrages 
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beträgt nur 5 Jahre. Die STW kann die erforderlichen technischen und 
kaufmännischen Prozesse in ihren vorhandenen Netzbetrieb integrieren und damit 
positive Synergieeffekte erzielen. 
 
Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft HTW Schween kommt in einem Gutachten zu 
dem Ergebnis, dass bei einem Kaufpreis für die Versorgungsnetze, der sich an einem 
nach energiewirtschaftlichen Vorgaben ermittelten Ertragswert orientiert, die 
Wirtschaftlichkeit der Beteiligung über den gesamten Betrachtungszeitraum von 20 
Jahren anzunehmen ist. Das Gutachten kann bei Bedarf im Amt Kämmerei u. Steuern 
(Zi. F 206) eingesehen werden. Allerdings weist der Gutachter ausdrücklich darauf 
hin, dass unveränderte rechtliche und wettbewerbsrechtliche Regelungen bei dieser 
Betrachtung unterstellt wurden. Das Beteiligungsdezernat hält diese Annahme für 
wenig realistisch und sieht deshalb erhebliche Risiken aus Änderungen der 
Rahmenbedingungen. 
 
Die STW  sieht in dem nachstehend beschriebenen Modell im Rahmen der 
Rekommunalisierung von Versorgungsnetzen die Chance, ihr Kerngeschäft 
Energieversorgungsnetze, unter Beteiligung der Umlandgemeinden in der Region 
auszuweiten, um einen zusätzlichen Deckungsbeitrag zu erwirtschaften. Den 
Kommunen bietet es unter anderem die folgenden Vorteile: regionale 
Wertschöpfung und Sicherung der Arbeitsplätze sowie kommunaler 
Gestaltungsspielraum im Bereich der Energieversorgung und Förderung der 
Erneuerbaren Energien.  
 
In dem im Auftrag der Stadt Kassel erstellten „Konzept zur langfristigen 
Bestandssicherung der STW“ ist ausdrücklich das Engagement mittels Kooperationen 
mit den Gemeinden der Region gefordert, um daraus Synergien zu entwickeln und 
die Wirtschaftlichkeit zu steigern. Der inzwischen auch überregional aufkommende 
Wettbewerb um Konzessionen, bietet der Städtischen Werke AG hierzu die beste 
Gelegenheit. Sie kann Geschäftsbeziehungen über die Grenzen der Stadt Kassel 
hinaus ausbauen und ihre breit gefächerte Dienstleistungspalette sowohl im Bereich 
technische Dienstleistung Netze, als auch im Netzwirtschafts- und Messstellenbereich 
im gesamten nordhessischen Raum anbieten. 
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Schaubild „Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co. KG“ 
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Die Wirtschaftlichkeit des Projektes wurde vom Vorstand der STW eingehend geprüft. 
Er erwartet eine ausreichende Rendite.  
 
Dieses beabsichtigte Gemeinschaftsprojekt ist Teil der Strategie, dass die STW in der 
Region durch Kooperationen wächst. Dies soll durch den Konzessionserwerb von 
Gebietskörperschaften durch die gemeinsame Gründung von Stadtwerken mit 
kommunaler Prägung forciert werden. 
 
Um hierfür den Einstieg bei der Stadt Großalmerode zu finden und auch einen 
Nachahmungseffekt für andere Kommunen auszulösen, wurden der Stadt 
Großalmerode eine Garantiezahlung sowie die sogenannte Put-Option eingeräumt. 
Die Garantiezahlung umfasst eine garantierte Vergütung der Einlage der 
Gesellschafterin Stadt Großalmerode durch die STW in Abhängigkeit vom 
tatsächlichen Kaufpreis der jeweiligen Konzession zu Grunde liegenden Strom- und 
Gasnetzes. Die Put-Option beinhaltet die Pflicht der STW auf Wunsch der Stadt 
Großalmerode hin, den Anteil an der SGG zum Anschaffungswert zu erwerben. Diese 
Sonderregelungen werden aus den vorgenannten Gründen ausschließlich der Stadt 
Großalmerode im Rahmen der Gründung der SGG eingeräumt. Im Zuge der 
möglichen Gründung weiterer Stadtwerke sollen den kommunalen Gesellschaftern 
diese beiden Privilegien nicht mehr angeboten werden.  
Das Beteiligungsdezernat sieht in dieser Sonderregelung eine völlig atypische 
Chancen-Risikoverteilung, die unangemessen die Städtische Werke AG benachteiligt. 
Letztendlich liegen alle Risiken beim Minderheitsgesellschafter, der auch in einer 
Verlustsituation die Garantiedividende zu zahlen hat und den 
Mehrheitsgesellschafter selbst hinsichtlich seines Kapitalrisikos freistellt.  
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Grundsätzlich sind die wesentlichen Punkte der Geschäftsbeziehung beider 
Vertragspartner im Konsortialvertrag geregelt. Der Inhalt des Konsortialvertrages 
liegt dem Aufsichtsrat der STW vor. 
 
Im Rahmen der nach § 121 Abs. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) 
vorgeschriebenen Markterkundung sind die Stellungnahmen der Handwerkskammer 
(HWK)  und der Industrie- u. Handelskammer Kassel (IHK) sowie des Verbandes 
Kommunaler Unternehmen (VKU) beigefügt (Anlage 3).   
 
Der Aufsichtsrat der Städtische Werke AG hat in seiner Sitzung am 25. Februar 2009 
einer Gründung der SGG unter Beteiligung der STW zugestimmt. Die Stadt 
Großalmerode hat mit Schreiben vom 16.12.2009 die Absicht erklärt, gleichlautende 
Beschlüsse zur Gründung der Stadtwerke Großalmerode in Kooperation mit der STW 
zu fassen (Anlage 4). 
 
Das Beteiligungsdezernat sieht in der von der Städtischen Werke AG gewählten 
Struktur erhebliche Risiken. Es kann aus Sicht des Beteiligungsdezernates nicht davon 
ausgegangen werden, dass die rechtlichen und insbesondere wettbewerbsrechtlichen  
Rahmenbedingungen über 20 Jahre Bestand haben werden. Die von der 
Kommunalaufsicht vorgegebene Begrenzung des Geschäftsfeldes auf den reinen 
Netzbetrieb schließt Produktion und Vertrieb einschließlich Energiedienstleistungen 
über die neue Gesellschaft ausdrücklich aus. Die asymmetrische Chancen-
Risikoverteilung benachteiligt die Städtische Werke AG. Diese Bedenken werden für 
diese Beschlussvorlage zurückgestellt, um der Städtische Werke AG den Einstieg in 
das neue Geschäftsfeld zu ermöglichen und weil das Risiko auch bei negativem 
Geschäftsverlauf und vollständiger Übernahme durch die Städtische Werke AG für 
unser städtisches Unternehmen beherrschbar sein müsste.  
 
Der Magistrat wird diese Vorlage in seiner Sitzung am 08.02.2010 behandeln. 
 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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GESELLSCHAFTSVERTRAG 
DER 

STADTWERKE GROßALMERODE GMBH & CO. KG  

 § 1 
FIRMA, SITZ 

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet:  

Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co. KG 

(2) Sitz der Gesellschaft ist Großalmerode. 

 

 § 2 

GEGENSTAND DES UNTERNEHMENS 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Versorgung der Bevölkerung, der öffentlichen 
Einrichtungen, der Industrie und des Gewerbes im Stadtgebiet der Stadt Großalmerode 
mit leitungsgebundener Energie einschließlich der Errichtung, Unterhaltung und des 
Betriebes aller hierzu erforderlichen Versorgungsanlagen (Netzbetrieb). 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, durch die der 
Gesellschaftszweck gefördert werden kann. Sie kann sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
anderer Unternehmen bedienen, sich an ihnen beteiligen oder solche Unternehmen 
sowie Hilfs- und Nebenbetriebe erwerben, einrichten oder pachten. 
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 § 3 
DAUER DER GESELLSCHAFT 

(1) Die Gesellschaft beginnt mit ihrer Eintragung in das Handelsregister. Vorher dürfen 
keine Geschäfte namens der Gesellschaft getätigt werden.  

(2) Die Gesellschaft ist auf unbegrenzte Zeit eingerichtet. 

 

 § 4 
GESCHÄFTSJAHR 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr beginnt 
am Tage der Errichtung und endet am 31. Dezember des gleichen Jahres. 

 

 § 5 
GESELLSCHAFTSKAPITAL, GESELLSCHAFTER 

 

(1) Das Gesellschaftskapital der Gesellschaft beträgt € 125.000,00 (in Worten: Euro 
einhundertfünfundzwanzigtausend). 

(2) An der Gesellschaft sind beteiligt: 

a. als alleinige persönlich haftende Gesellschafterin:  

Stadtwerke Großalmerode Verwaltungs GmbH mit Sitz in Großalmerode 

Die persönlich haftende Gesellschafterin ist am Vermögen der Gesellschaft nicht 
beteiligt und leistet keine Einlage. Sie hält demzufolge keinen Kapitalanteil. 

b. als Kommanditisten: 

 Stadt Großalmerode mit einer Kommanditeinlage von € 63.750,00 (in Worten: 
Euro dreiundsechzigtausendsiebenhundertfünfzig) 

 Städtische Werke Aktiengesellschaft Kassel mit Sitz in Kassel mit einer 
Kommanditeinlage von € 61.250,00 (in Worten: Euro einundsechzigtausendzwei-
hundertfünzig) 
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(3) Die Kommanditisten erbringen ihre Kommanditeinlage durch Geldeinlagen bei 
Abschluss des Gesellschaftsvertrages. Die Kapitalanteile sind fest; sie können nur 
durch Änderung des Gesellschaftsvertrages geändert werden. Sie bilden zusammen 
das Festkapital der Gesellschaft im Sinne dieses Vertrages. 

(4) Die Kommanditeinlage des Kommanditisten ist als seine Haftsummen in das 
Handelsregister einzutragen. 

 
§ 6 

GESELLSCHAFTERKONTEN 

(1) Für jeden Gesellschafter werden ein Kapitalkonto, ein gemeinsames Rücklagenkonto, 
ein Verlustvortragskonto und ein Verrechnungskonto geführt.  

(2) Auf dem Kapitalkonto wird die Kommanditeinlage des Gesellschafters gebucht. Die 
Kapitalkonten sind unverzinslich. Sie werden als im Verhältnis zueinander unveränder-
liche Festkonten geführt und sind maßgebend für das Stimmrecht der Gesellschafter 
und die Ergebnisverwendung, soweit dieser Gesellschaftsvertrag nicht abweichendes 
regelt.   

(3) Dem gemeinsamen Rücklagenkonto werden die diesem durch Gesellschafterbeschluss 
zugewiesenen Teile des Gewinns gutgeschrieben sowie Zuzahlungen des Gesellschaf-
ters gebucht, die keine Einlagen i.S.v. § 5 dieses Vertrages darstellen. An dem Konto 
sind die Kommanditisten stets im Verhältnis ihrer Festkapitalanteile beteiligt. Das Konto 
ist unverzinslich. Die Gesellschafter können einstimmig beschließen, dass ein 
Guthaben auf dem Rücklagenkonto ganz oder teilweise aufgelöst und auf die 
Verrechnungskonten der Kommanditisten im Verhältnis ihrer Kapitalanteile umgebucht 
wird, soweit es nicht zum Ausgleich von Verlustvorträgen benötigt wird. 

(4) Auf dem Verlustvortragskonto werden für jeden Gesellschafter etwaige Verlustanteile 
und Gewinne bis zum Ausgleich des Verlustvortragskontos gebucht. Die Gesellschafter 
sind nicht verpflichtet, zum Ausgleich dieses Kontos Einzahlungen zu leisten. Die 
Verlustvortragskonten sind unverzinslich. Spätere Gewinnanteile sind diesen Konten so 
lange gut zu bringen, bis diese Verlustvortragskonten wieder ausgeglichen sind. Die 
Gesellschafter können einstimmig beschließen, dass zur vollständigen und teilweisen 
Beseitigung eines Verlustes entsprechende Beträge vom gemeinsamen Rücklagenkon-
to auf die Verlustvortragskonten der Kommanditisten im Verhältnis der Kapitalanteile 
umgebucht werden.  
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(5) Auf dem Verrechnungskonto werden die entnahmefähigen Gewinnanteile, Entnahmen, 
Zinsen, der Ausgaben- und Aufwendungsersatz, die Vorabvergütung sowie der 
sonstige Zahlungsverkehr zwischen der Gesellschaft und dem Gesellschafter gebucht. 
Das jeweilige Verrechnungskonto soll im Haben und im Soll mit dem zu Beginn des 
Geschäftsjahres geltenden Basiszinssatz gemäß § 247 BGB valutagerecht verzinst 
werden. Die Zinsen gelten im Verhältnis der Gesellschafter zueinander als Aufwand 
und Ertrag.  

  
 § 7 

VERFÜGUNGEN VON GESELLSCHAFTSANTEILEN 

(1) Jede Verfügung über Gesellschaftsanteile oder Teile von Gesellschaftsanteilen, 
insbesondere die Abtretung, Verpfändung oder sonstige Belastung, bedarf zu ihrer 
Wirksamkeit der schriftlichen Zustimmung aller Gesellschafter. Dies gilt auch für alle 
Maßnahmen nach dem Umwandlungsgesetz, wodurch der Gesellschaftsanteil von 
einem Gesellschafter auf einen Rechtsnachfolger, gleichgültig ob im Rahmen der 
Gesamt- oder Einzelrechtsnachfolge, übergeht (z.B. Verschmelzung, Spaltung, 
Formwechsel, Vermögensübertragung) übergeht.  

(2) Eine Zustimmung zu Verfügungen zugunsten mit dem verfügenden Gesellschafter 
verbundener Unternehmen (d.h. eine der Kasseler Verkehrs- und Versorgungs-GmbH 
nachgeordnete Gesellschaft im Sinne der §§ 15 ff AktG) ist nicht erforderlich. In diesem 
Fall ist vertraglich sicher zu stellen, dass der Anteil auf den veräußernden Gesellschaf-
ter zurückfällt, wenn der Erwerber nicht mehr mit ihm i.S.v. § 15 ff. AktG verbunden ist. 
Die Abtretung ist entsprechend bedingt vorzunehmen.  

(3) Will ein Gesellschafter seine Gesellschaftsanteile ganz oder teilweise veräußern, hat er 
sie zunächst dem anderen Gesellschafter anzubieten. Das Angebot erfolgt schriftlich 
gegenüber dem anderen Gesellschafter unter Nennung des Erwerbers. Die 
Gesellschaft erhält das Angebot zur Kenntnis. Der andere Gesellschafter kann das 
Angebot innerhalb von sechs Monaten nach dessen Zugang schriftlich annehmen. 
Einigen sich die Parteien nicht auf einen Kaufpreis, ist der der zu übertragenden 
Beteiligung anteilig entsprechende Ertragswert maßgeblich. Der Ertragswert ist der 
Wert, der sich nach den allgemeinen Grundsätzen ordnungsgemäßer Unternehmens-
bewertung des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW S 1) in der jeweils gültigen Fassung 
ergibt. Können sich die Gesellschafter nicht über die Höhe des Ertragswertes einigen, 
so ist zu seiner verbindlichen Ermittlung eine - erforderlichenfalls durch den 
Präsidenten des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main zu bestimmende - Wirtschafts-
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prüfungsgesellschaft zu beauftragen. Die Kosten für die Erstellung des Wertgutachtens 
tragen die beiden Gesellschafter je zur Hälfte. 

(4) Hat der andere Gesellschafter das Angebot nicht innerhalb von sechs Monaten nach 
dessen Zugang angenommen ist der Gesellschafter zur Zustimmung verpflichtet, es sei 
denn, es liegt ein bedeutender, in der Person des Erwerbers liegender Grund vor. 
Dieses ist der Fall, soweit die Person die erforderliche Zuverlässigkeit in der Verfolgung 
der grundsätzlichen Ziele (Rekommunalisierung der Energieversorgung, Partnerschaft 
auf Augenhöhe) aus der Sicht des anderen Gesellschafters nicht bietet.  

(5) Die Gesellschafter verpflichten sich, eine Übertragung von Gesellschaftsanteilen erst 
vorzunehmen, wenn der neue Gesellschafter die Rechte und Pflichten aus dem 
Konsortialvertrag uneingeschränkt  übernommen hat. 

 

  
 § 8 

GESELLSCHAFTSORGANE 

Die Organe der Gesellschaft sind 

a. die Geschäftsführung, 

b. der Aufsichtsrat und 

c. die Gesellschafterversammlung. 

 

§ 9 
GESCHÄFTSFÜHRUNG, VERTRETUNG 

(1) Zur Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft ist alleine die persönlich 
haftende Gesellschafterin berechtigt und verpflichtet.  

(2) Die persönlich haftende Gesellschafterin und ihre Geschäftsführer sind für 
Rechtsgeschäfte zwischen der persönlich haftenden Gesellschafterin und der 
Gesellschaft von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. 

(3) Das Widerspruchsrecht der Kommanditisten nach § 164 HGB ist ausgeschlossen. 

(4) Jedem Kommanditisten steht ein Auskunfts- und Einsichtsrecht entsprechend 
§ 51 a GmbHG zu. 
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§ 10 
AUFGABEN DER GESCHÄFTSFÜHRUNG 

(1) Der Geschäftsführung obliegt die Führung der Geschäfte nach Maßgabe der Gesetze,  
den Beschlüssen der Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsrates, dieses 
Gesellschaftsvertrages und der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung, die vom 
Aufsichtsrat erlassen wird, soweit sich aus § 11 dieses Vertrages sich nichts andere 
ergibt. 

(2) Die Geschäftsführung hat bei der Umsetzung des Gegenstandes gemäß § 2 die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.  

(3) Die Aufgaben der Geschäftsführung im Einzelnen sowie die Geschäftsverteilung 
bestimmen sich nach der vom Aufsichtsrat zu erlassenden Geschäftsordnung.  

(4) Die Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat regelmäßig über die Angelegenheiten der 
Gesellschaft zu berichten und in den Sitzungen des Aufsichtsrates sowie in der 
Gesellschafterversammlung Auskünfte zu erteilen. 

 

§ 11 
GESCHÄFTSFÜHRUNG UND VERTRETUNG DURCH KOMMANDITISTEN  

(1) Hinsichtlich aller Geschäftsanteile an der persönlich haftenden Gesellschafterin, die 
alleine der Gesellschaft gehören, werden die Gesellschafterrechte der Gesellschaft nur 
durch die Kommanditisten geschäftsführend ausgeübt. Im Rahmen dieser Geschäfts-
führungsbefugnis ist jeder Kommanditist einzeln zur Vertretung der Gesellschaft 
bevollmächtigt; die Vollmacht kann nur aus wichtigem Grund widerrufen werden. Die 
persönlich haftende Gesellschafterin verpflichtet sich, insoweit von ihrer Vertretungsbe-
fugnis nur nach Weisung der Kommanditisten Gebrauch zu machen. 

(2) Die Kommanditisten üben ihre Geschäftsführungs- und Vertretungsbefugnisse in der 
Weise aus, dass sie über die zu treffende Maßnahme Beschluss fassen und 
anschließend der von ihnen bestimmte Kommanditist die beschlossene Maßnahme 
namens der Gesellschaft unter Wahrung der vorgeschriebenen Form ausführt. 
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(3) Die Beschlüsse der Kommanditisten werden in Kommanditistenversammlungen am 
Sitz der Gesellschaft gefasst, falls nicht alle Kommanditisten mit einer Beschlussfas-
sung in anderer Form oder an einem anderen Ort einverstanden sind. Für die 
Einberufung der Kommanditistenversammlung gilt § 16 Abs. (3) dieses Vertrages 
entsprechend. 

(4) Die Kommanditversammlung beschließt über alle der Gesellschafterversammlung der 
Komplementärin zugewiesenen Angelegenheiten, insbesondere über: 

a. Feststellung des Jahresabschlusses der persönlich haftenden Gesellschafterin 
und Gewinnverwendung, 

b. Änderung des Gesellschaftsvertrages der persönlich haftenden Gesellschafterin , 
insbesondere Änderungen des Unternehmensgegenstandes, Kapitalerhöhungen 
und Kapitalherabsetzungen, 

c. Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer der persönlich haftenden 
Gesellschafterin, 

d. Abschluss und Änderung von Anstellungsverträgen zwischen der persönlich 
haftende Gesellschafterin  und dem / den Geschäftsführer(n), 

e. Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gegenüber dem / den 
Geschäftsführer(n), 

f. Weisung an die Geschäftsführung der persönlich haftenden Gesellschafterin, 

g. Entlastung der Geschäftsführung der persönlich haftenden Gesellschafterin, 

h. Wahl des Abschlussprüfers der persönlich haftenden Gesellschafterin. 

(5) Beschlüsse der Kommanditisten bedürfen der Einstimmigkeit. 

(6) Jede € 50,00 eines Kapitalanteils gewähren eine Stimme. Jeder Kommanditist kann 
sich bei der Beschlussfassung durch einen anderen Kommanditisten vertreten lassen. 
Ein Kommanditist, welcher aufgrund der Beschlussfassung entlastet oder von einer 
Verbindlichkeit befreit werden soll, hat hierbei kein Stimmrecht und darf ein solches 
auch nicht für andere ausüben. Dasselbe gilt von einer Beschlussfassung, welche die 
Vornahme eines Rechtsgeschäfts oder die Einleitung eines Rechtsstreits gegenüber 
dem Kommanditisten betrifft. 
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(7) Ein Kommanditist, der selbst oder dessen Privatgläubiger das Gesellschaftsverhältnis 
gekündigt hat, ist zur Geschäftsführung und Vertretung nicht mehr befugt. 

 
§ 12 

ZUSAMMENSETZUNG DES AUFSICHTSRATES  

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern; die jeweilige Bürgermeisterin oder der 
jeweilige Bürgermeister der Stadt Großalmerode sowie zwei von der Stadt Großalme-
rode und drei von der Städtische Werke Aktiengesellschaft Kassel entsandten 
Mitgliedern. Die Aufsichtsratsmitglieder können jederzeit abberufen werden. Zur 
Abberufung ist alleine der entsendende Gesellschafter befugt.  Die Abberufung darf nur 
erfolgen, wenn gleichzeitig ein neues Mitglied in den Aufsichtsrat entsandt wird. 

(2) Die Entsendung der Mitglieder erfolgt auf unbestimmte Zeit. Für die kommunalen 
Vertreter im Aufsichtsrat gilt § 125 Abs. 1 HGO. 

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt durch schriftliche Erklärung gegenüber 
der Gesellschaft unter Einhaltung einer vierwöchigen Frist niederlegen. 

(4) Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied aus, so entsendet der betreffende Gesellschafter für 
die Restdauer der Amtszeit einen Nachfolger. 

(5) Die Vorschriften des Aktiengesetzes finden für den Aufsichtsrat keine Anwendung, 
soweit in diesem Gesellschaftsvertrag nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

 

§ 13 
VORSITZ, EINBERUFUNG, BESCHLUSSFASSUNG 

(1) Der Aufsichtsratsvorsitzende ist die jeweilige Bürgermeisterin oder der jeweilige 
Bürgermeister der Stadt Großalmerode. Er wird nach den Vorgaben der HGO durch 
seinen Vertreter im Amt auch im Aufsichtsrat vertreten. Dessen ungeachtet steht der 
Städtische Werke AG zu, einen stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden zu 
benennen.   

(2) Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden, oder im Falle seiner 
Verhinderung, von seinem Stellvertreter unter der Bezeichnung "Aufsichtsrat der 
Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co. KG" abgegeben. 

(3) Der Vorsitzende, oder im Falle seiner Verhinderung, der Stellvertreter beruft den 
Aufsichtsrat ein, so oft es die Geschäfte erfordern, oder wenn es von einem 
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Geschäftsführer oder mindestens der Hälfte der Aufsichtsratsmitglieder unter Angabe 
der Gründe beantragt wird; mindestens jedoch einmal im Kalenderhalbjahr. 

(4) Der Aufsichtsrat ist schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von 
mindestens zwei Wochen einzuberufen. In dringenden Fällen können eine andere 
Form und eine kürzere Frist gewählt werden. 

(5) Die Geschäftsführung nimmt an den Sitzungen des Aufsichtsrats teil, sofern der 
Aufsichtsrat nicht im Einzelfall etwas anderes bestimmt. 

(6) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder zur Sitzung 
ordnungsgemäß geladen und mehr als die Hälfte der Mitglieder, darunter der 
Vorsitzende oder sein Stellvertreter, anwesend sind. Ist der Aufsichtsrat in einer 
ordnungsgemäß einberufenen Sitzung nicht beschlussfähig, so kann innerhalb einer 
Frist von zwei Wochen eine neue Sitzung mit gleicher Tagesordnung einberufen 
werden. Die neue Sitzung muss innerhalb von zwei Monaten abgehalten werden. Bei 
dieser Einberufung ist darauf hinzuweisen, dass der Aufsichtsrat in der neuen Sitzung 
auf jeden Fall beschlussfähig ist. Diese Einladung ist mit einem Empfangsbekenntnis 
zu versenden. 

(7) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, soweit sich aus dem Gesetz und diesem Gesellschaftsvertrag nichts anderes 
ergibt. Jedes Mitglied hat eine Stimme; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden den Ausschlag. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimme. 

(8) In eiligen Angelegenheiten können nach dem Ermessen des Vorsitzenden oder im 
Falle seiner Verhinderung seines Stellvertreters Beschlüsse durch Einholung 
schriftlicher, elektronischer oder fernschriftlicher Erklärungen gefasst werden; es sei 
denn, dass ein Mitglied des Aufsichtsrats dieser Art der Beschlussfassung widerspricht. 

(9) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats sowie über die Beschlüsse nach Abs. (8) ist eine 
Niederschrift (nur zu Beweiszwecken) zu fertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung zu 
unterzeichnen, an die Mitglieder zu versenden und zu den Akten der Gesellschaft zu 
nehmen ist. 

(10) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung bedarf. 
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§ 14 

SITZUNGSGELD 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats sowie der Protokollführer erhalten ein Sitzungsgeld zur 
pauschalen Abgeltung der ihnen infolge ihrer Aufsichtsratstätigkeit entstehenden Auslagen. 
Die Höhe des Sitzungsgeldes wird von der Gesellschafterversammlung festgesetzt. 

  

 § 15 
AUFGABEN DES AUFSICHTSRATES 

(1) Der Aufsichtsrat berät und überwacht die Geschäftsführung. 

Die Geschäftsführer haben dem Aufsichtsrat gegenüber - unbeschadet ihrer 
Berichtspflicht nach § 10 Abs. (4) dieses Vertrages - auf Verlangen jederzeit über 
sämtliche Geschäftsvorgänge uneingeschränkt Auskunft zu erteilen. 

(2) Der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates bedürfen die folgenden 
Geschäftsführungsangelegenheiten: 

a. Feststellung und Änderung des Wirtschafts- und des Finanzplanes, 

b. Abschluss, Änderung und Aufhebung von Konzessionsverträgen, 

c. Abschluss, Änderung und Aufhebung von Verträgen mit Gesellschaftern und mit 
verbundenen Unternehmen bzw. deren Gesellschaftern, 

d. Erteilung und Widerruf von Prokuren, 

e. Aufnahme von Darlehen, soweit dies nicht im Finanzplan vorgesehen ist, 

f. Hingabe von Darlehen, Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von 
Gewährverträgen und Bestellung sonstiger Sicherheiten sowie andere wirtschaft-
lich gleichbedeutende Rechtsgeschäfte, 

g. Erwerb und Veräußerung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten 
sowie die Aufhebung und Änderung von Rechten an Grundstücken, 

h. Abschluss von Vergleichen über Ansprüche, Verzicht auf Ansprüche und 
Vornahme von Schenkungen, 
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i. Einleitung gerichtlicher oder schiedsgerichtlicher Verfahren von besonderer 
Bedeutung sowie deren Beendigung durch Rücknahme der Anträge oder Ver-
gleich, 

j. Feststellung des von der Pächterin des Strom- und Gasverteilernetzes 
aufzustellenden Investitionsplanes. 

Der Aufsichtsrat soll in seiner Geschäftsordnung  bestimmen, dass Rechtsgeschäfte 
und Maßnahmen zu einer bestimmten Wertgrenze von dem Zustimmungsvorbehalt 
befreit werden. Er kann weiterhin durch Beschluss bestimmen, dass weitere Arten von 
Geschäften oder Einzelgeschäften nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden 
dürfen. 

(3)  Die in § 15 Abs. (2) dieses Vertrages genannten Rechtsgeschäfte und Maßnahmen 
bedürfen abweichend vom § 13 Abs. (7) dieses Vertrages einer Mehrheit von vier 
Stimmen des Aufsichtsrates. 

(4) Wenn zustimmungsbedürftige Geschäfte keinen Aufschub dulden und eine 
unverzügliche Beschlussfassung des Aufsichtsrates nicht möglich ist, darf die 
Geschäftsführung mit Zustimmung des Vorsitzenden des Aufsichtsrates (im 
Verhinderungsfalle seines Stellvertreters) selbstständig handeln. Die Gründe für die 
Eilentscheidung und die Art ihrer Erledigung sind vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates 
bzw. seinem Stellvertreter unverzüglich schriftlich niederzulegen und dem Aufsichtsrat 
in seiner nächsten Sitzung bekannt zu geben. 

 

§ 16 
EINBERUFUNG, VORSITZ UND ORT DER GESELLSCHAFTERVERSAMMLUNG 

(1) Die Gesellschafterversammlung wird in der Regel durch die persönlich haftende 
Gesellschafterin einberufen, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt.  

(2) Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet mindestens einmal jährlich in den 
ersten sechs Monaten des Geschäftsjahres statt, möglichst im ersten Quartal. Die 
Gesellschafterversammlungen sind so zu terminieren, dass die Gesellschafterver-
sammlung ihre Aufgaben nach § 15 dieses Vertrages erfüllen kann. Die Gesellschaf-
terversammlungen finden in der Regel am Sitz der Gesellschaft statt. 

(3) Die Gesellschafterversammlung wird schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung und 
einer Frist von mindestens zwei Wochen einberufen; bei außerordentlichen Gesell-
schafterversammlungen beträgt die Frist mindestens eine Woche. Bei Eilbedürftigkeit 
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kann die Einberufung mit angemessener kürzerer Frist erfolgen. Der Lauf der Frist 
beginnt mit dem der Aufgabe zur Post folgenden Tag. Der Tag der Versammlung wird 
bei Berechnung der Frist nicht mitgezählt. Die Einladung kann auf elektronischem 
Wege versandt werden, wobei die Pflicht der rechtzeitigen Einholung einer Eingangs-
bestätigung beim Versender liegt. In diesen Fällen beginnt die Frist mit dem der 
Versendung folgenden Tag.  

(4) Die Gesellschafterversammlung ist einzuberufen, wenn es die Lage der Gesellschaft 
erfordert, oder ein Gesellschafter dies unter Angabe des Zwecks und der Gründe 
verlangt und die Gesellschafterversammlung für die Beschlussfassung über den 
Gegenstand zuständig ist. 

(5) Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
oder im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter. Auf § 13 Abs. 1 wird verwiesen. 

(6) Die Geschäftsführung nimmt an der Gesellschafterversammlung teil, sofern die 
Gesellschafterversammlung im Einzelfall nicht etwas anderes bestimmt. 

(7) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 60% des 
gesamten Festkapitals vertreten ist. Andernfalls ist unter Beachtung der Regelung des 
Abs. (3) unverzüglich eine neue Gesellschafterversammlung mit gleicher Tagesord-
nung einzuberufen. Diese ist dann ohne Rücksicht auf das vertretene Stammkapital 
beschlussfähig, wenn hierauf in der Einberufung hingewiesen wurde. Diese Einladung 
ist mit einem Empfangsbekenntnis zu versenden. 

(8) Gesellschafterbeschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefasst, soweit nicht Gesetz oder Gesellschaftsvertrag eine größere Mehrheit 
vorsehen. 

(9) Sind sämtliche Gesellschafter anwesend oder vertreten und mit der Beschlussfassung 
einverstanden, so können Beschlüsse auch dann gefasst werden, wenn die für die 
Einberufung und Ankündigung geltenden gesetzlichen oder gesellschaftsvertraglichen 
Vorschriften nicht eingehalten worden sind. Die Nichteinhaltung der Formvorschriften 
und der Beschluss hierüber sind zu protokollieren. 

(10) Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Gesellschafterversammlung ist eine 
Niederschrift (nur zu Beweiszwecken) anzufertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung 
zu unterzeichnen und unverzüglich an die Gesellschafter zu versenden ist. Beschlüsse 
können nur innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Empfang der Niederschrift 
durch Klage bei dem für den Sitz der Gesellschaft zuständigen Gericht angefochten 
werden. 
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(11) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten eine Niederschrift zur Kenntnisnahme. 

(12) Beschlüsse der Gesellschafter können ohne Versammlung, soweit nicht zwingendes 
Recht eine andere Form vorschreibt, durch schriftliche, elektronische und fernschriftli-
che Abstimmung gefasst werden, wenn sich jeder Gesellschafter an der Abstimmung 
beteiligt. 

 

 § 17 
AUFGABEN UND BESCHLUSSFASSUNG DER GESELLSCHAFTERVERSAMMLUNG 

(1) Der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung unterliegen die ihr nach Gesetz 
und Gesellschaftsvertrag vorbehaltenen Fälle, insbesondere aber 

a. die Feststellung des Jahresabschlusses, 

b. die Verwendung des Jahresergebnisses und der Vortrag oder die Abdeckung von 
Verlusten, 

c. die Entlastung der Geschäftsführung und des Aufsichtsrates, 

d. die Änderungen des Gesellschaftsvertrages einschließlich Kapitalerhöhungen und 
-herabsetzungen, 

e. der Erwerb und Veräußerung von Unternehmen, Teilen von Unternehmen und 
Beteiligungen, 

f. die Festsetzung der Vergütung für den Aufsichtsrat, 

g. die Auflösung der Gesellschaft, 

h. die Bestellung von Liquidatoren, 

i. Weisungen an die Geschäftsführung, soweit es sich um Struktur bestimmende 
Entscheidungen handelt, 

j. die Wahl und Beauftragung der Abschlussprüfer, 

k. der Abschluss, die Änderung und die Beendigung von Unternehmensverträgen 
i.S.d. §§ 291,292 AktG,  

l.  der Abschluss, die Änderung und die Beendigung von Netzpachtverträgen, 
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m. die Veräußerung des Unternehmens im Ganzen oder von wesentlichen Teilen 
desselben, 

n. die Erteilung der Zustimmung nach § 7 Abs. (1) dieses Vertrages, 

o. die Erteilung der Zustimmung zur Geschäftsordnung des Aufsichtsrates. 

(2) Die in § 17 Abs. (1) dieses Vertrages genannten Rechtsgeschäfte und Maßnahmen 
bedürfen abweichend vom § 16 Abs. (8) dieses Vertrages der Einstimmigkeit.  

 

§ 18 
KÜNDIGUNG 

Die Gesellschaft kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres 
von jedem Gesellschafter gekündigt werden, erstmals jedoch zum 31.12.2029. Das Recht 
zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Die Kündigung hat schriftlich 
gegenüber der persönlich haftenden Gesellschafterin zu erfolgen. 

 

 

§ 19 
ENTSCHÄDIGUNG 

(1) Bei Kündigung wird die Gesellschaft nicht aufgelöst, sondern von den verbleibenden 
Gesellschaftern unter der bisherigen Firma fortgesetzt. Der betreffende Gesellschafter 
scheidet aus der Gesellschaft aus. Die Gesellschaft wird aufgelöst, wenn sich die 
verbleibenden Gesellschafter der Erstkündigung innerhalb einer Frist von drei Monaten 
nach Kenntniserlangung von der Erstkündigung dieser anschließen (Anschlusskündi-
gung). 

(2) Der Gesellschafter erhält bei Kündigung eine Entschädigung. Die Entschädigung 
bemisst sich nach dem Ertragswert seines Gesellschaftsanteiles zum Einziehungsstich-
tag. Der Ertragswert ist der Wert, der sich nach den allgemeinen Grundsätzen 
ordnungsgemäßer Unternehmensbewertung des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW S 
1) in der jeweils gültigen Fassung ergibt. Kommt zwischen den Gesellschaftern keine 
Einigung über den Ertragswert zustande, gilt  § 7 Abs. (3) dieses Vertrages entspre-
chend. 

(3) Etwa gewährte Darlehen bleiben bei der Abfindung außer Betracht. Ein Guthaben auf 
dem Verrechnungskonto ist dem Gesellschafter unverzüglich nach seinem Ausschei-
den auszuzahlen, ein Schuldsaldo unverzüglich von ihm auszugleichen. 
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(4) Die Entschädigung ist in vier gleichen Jahresraten zu zahlen. Sofern die Gesellschafter 
eine Einigung über den Ertragswert erzielen, ist die erste Jahresrate einen Monat nach 
dem Zeitpunkt der entsprechenden schriftlichen Vereinbarung zwischen den 
Gesellschaftern fällig. Sofern sich die Gesellschafter über den Ertragswert nicht 
einigen, ist die erste Jahresrate einen Monat nach Vorliegen des Gutachtens fällig. Die 
Entschädigung ist ab dem Tage der Fälligkeit, auch für die Zeit einer möglichen 
Stundung, mit einem Zinssatz von 2% p. a. über dem Basiszinssatz gemäß § 247 BGB 
zu verzinsen. Eine vorzeitige Auszahlung der Entschädigung, auch in Teilbeträgen, ist 
jederzeit zulässig. 

  
 

 § 20 
WIRTSCHAFTS- UND FINANZPLAN 

(1) Die persönlich haftende Gesellschafterin stellt unter Beachtung sämtlicher gesetzlicher 
Vorgaben so rechtzeitig die Wirtschafts- und Finanzpläne auf, dass der Aufsichtsrat vor 
Beginn des Geschäftsjahres ihre Zustimmung erteilen kann. Der Wirtschaftsplan 
umfasst den Erfolgsplan, den Vermögensplan, eine Stellenübersicht und eine 
fünfjährige Finanzplanung. Wirtschaftsplan und Finanzplanung sind den Gesellschaf-
tern zur Kenntnis zu bringen. Der Wirtschaftsplan und die Finanzplanung sind in der 
Weise aufzustellen, dass sämtlichen kommunalrechtlichen Anforderungen Rechnung 
getragen werden.   

(2) Die persönlich haftende Gesellschafterin unterrichtet den Aufsichtsrat über die 
Entwicklung des Geschäftsjahres, insbesondere über wesentliche Überschreitungen 
und Unterschreitungen der Planansätze. Bei wesentlichen Abweichungen ist ein 
Nachtrag zum Wirtschaftsplan aufzustellen.  

 

 § 21 
JAHRESABSCHLUSS 

(1) Jahresabschluss und Lagebericht sind innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des 
Geschäftsjahres entsprechend den für große Kapitalgesellschaften geltenden 
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufzustellen und zu prüfen. 

(2) Die persönlich haftende Gesellschafterin hat den Jahresabschluss zusammen mit dem 
Lagebericht dem Aufsichtsrat zur Prüfung und gleichzeitig der Gesellschafterversamm-
lung vorzulegen. Der Bericht des Aufsichtsrats über das Ergebnis seiner Prüfung ist 
den Gesellschaftern ebenfalls unverzüglich vorzulegen.  
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(3) Die Gesellschafterversammlung hat spätestens bis zum Ablauf der ersten sechs 
Monate des Geschäftsjahres über die Feststellung des Jahresabschlusses und über 
die Ergebnisverwendung zu beschließen.  

(4) Die Offenlegung des Jahresabschlusses richtet sich nach den gesetzlichen 
Bestimmungen. 

(5) Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung ist in entsprechender Anwendung des § 53 
Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die Grundsätze des Haushaltsrechtes des Bundes und 
der Länder (Haushaltsgrundsätzegesetz) auch die Ordnungsmäßigkeit  der Geschäfts-
führung zu prüfen und über wirtschaftlich bedeutsame Sachverhalte zu berichten. 

 

 § 22 
ERGEBNISVERTEILUNG 

(1) An einem Gewinn sowie an einem Verlust nehmen die Gesellschafter im Verhältnis 
ihrer Kapitalanteile - vorbehaltlich anders lautender Beschlüsse der Gesellschafterver-
sammlung - teil.  

(2) Die Gewinnanteile sind dem Verrechnungskonto der Gesellschafter gutzuschreiben, 
soweit nicht ein Verlustvortrag besteht. Der um einen bestehenden Verlustvortrag 
verminderte Jahresüberschuss gilt, vor Ablauf des Geschäftsjahres, mit Ablauf des 
Geschäftsjahres als den Gesellschaftern zugeflossen und wird den Verrechnungskon-
ten der einzelnen Gesellschafter mit Ablauf des Geschäftsjahres gutgeschrieben. 

(3) Die Gesellschafter können durch einstimmigen Beschluss vor oder bei Feststellung des 
Jahresabschlusses beschließen, dass ein Teil des Gewinns dem Rücklagekonto 
zugeschrieben wird.  

(4) Der um einen bestehenden Verlustvortrag erhöhte Jahresfehlbetrag wird mit Ablauf des 
Geschäftsjahres durch eine Entnahme aus dem Rücklagenkonto ausgeglichen. Soweit 
der Bestand dieses Rücklagenkontos hierzu nicht ausreicht, ist der verbleibende 
Jahresfehlbetrag als Verlustvortrag auf dem jeweiligen Kapitalverlustkonto der 
Kommanditisten vorzutragen.  

(5) Die persönlich haftende Gesellschafterin erhält unabhängig vom Jahresergebnis der 
Gesellschaft als Haftungsentschädigung jährlich jeweils zum Ende des Geschäftsjahres 
eine Vorabvergütung in Höhe von 5% ihres eingezahlten Stammkapitals, das zu Beginn 
des Geschäftsjahres in ihrer Bilanz ausgewiesen ist. Diese Vorabvergütung ist im 
Verhältnis der Gesellschafter zueinander als Aufwand zu behandeln. Zusätzlich erhält 
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sie Ersatz aller ihr durch die Geschäftsführertätigkeit entstandenen Aufwendungen 
einschließlich etwaiger Geschäftsführervergütungen. 

(6) Erhöhungen oder Reduzierungen des Gewerbeertrags der Gesellschaft, welche auf 
Sonderbetriebseinnahmen oder Sonderbetriebsausgaben eines Kommanditisten oder 
auf steuerlichen Sonder- und/oder Ergänzungsbilanzen eines Kommanditisten oder auf 
Zurechnungen nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG beruhen, treffen im Innenverhältnis der 
Gesellschaft allein denjenigen Kommanditisten, welcher solche Erhöhungen oder 
Reduzierungen verursacht hat. Der Gewinn ist vor der Gewinnverteilung entsprechend 
zu korrigieren, indem die gewerbesteuerliche Erhöhungen oder Reduzierungen des 
Gewerbeertrags nach vorstehendem Satz 1, multipliziert mit dem im entsprechenden 
Erhebungszeitraum geltenden Gewerbesteuerhebesatz, dem betroffenen Kommanditis-
ten an- bzw. zuzurechnen sind. Gesellschafter eines Kommanditisten stehen einem 
Kommanditisten gleich. Die Berechnung erfolgt auf der Basis der Beträge, die der 
Kommanditist der Gesellschaft gemeldet hat und die Eingang in die Gewerbesteuerer-
klärung der Gesellschaft gefunden haben. Müssen diese Beträge später berichtigt 
werden, wird im Rahmen der nächsten Gewinn- und Verlustverteilung der dem 
Kommanditisten zugewiesene Ausgleich entsprechend korrigiert. Eine Verzinsung der 
Berichtigungsbeträge findet nicht statt. 

(7) Abs. (6) ist auf die Erhöhung oder Reduzierung des Gewerbeertrags der Gesellschaft 
durch die Veräußerung eines Mitunternehmeranteils oder eines Teils eines Mitunter-
nehmeranteils oder durch die Entnahme aus dem Sonderbetriebsvermögen bzw. durch 
Veräußerung von Sonderbetriebsvermögen durch einen Kommanditisten entsprechend 
anzuwenden.  

 
§ 23 

ENTNAHMEN 

Entnahmen sind nur  von den jeweiligen Verrechnungskonten und nur dann zulässig, soweit 
auf dem jeweiligen Verrechnungskonto durch die Entnahme kein negativer Saldo zum 
Jahresende steht, die verbleibende Liquidität ausreicht, um auch Entnahmen der übrigen 
Gesellschafter im Verhältnis ihrer Kommanditeinlagen zueinander bedienen zu können und 
der Gesellschaft die zum Betrieb erforderliche Liquidität verbleibt. 

 

 

 



 Gesellschaftsvertrag der Stadtwerke Großalmerode GmbH & Co. KG 
 

 
 
 Seite 18 von 18  Stand: 01.02.2010  

 § 24 
WIRTSCHAFTSGRUNDSÄTZE 

Die Erfordernisse des § 121 Abs. 8 HGO sind zu beachten, angemessene Erträge sind zu 
erwirtschaften. 

 

 § 25 
UNTERRICHTUNGS- UND PRÜFUNGSRECHTE 

(1) Unabhängig von der gesetzlich vorgeschriebenen Prüfung räumt die Gesellschaft den 
Städten Großalmerode und Kassel alle Rechte für die Prüfungen ein, die sich aus den 
Vorschriften der Hessischen Gemeindeordnung und aus dem Gesetz über Grundsätze 
des Haushaltsrechtes des Bundes und der Länder (Haushaltsgrundsätzegesetz) in der 
jeweils geltenden Fassung ergeben. 

(2) Die Rechnungsprüfungsämter der Städte Großalmerode und Kassel und der Präsident 
des Hessischen Rechnungshofes - überörtliche Prüfung - haben die Befugnisse nach  
§ 54 HGrG. 

 

§ 26 

SALVATORISCHE KLAUSEL, SCHRIFTFORM 

(1) Sollten einzelne Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages ungültig sein oder werden, 
bleibt der Gesellschaftsvertrag mit dem wirksamen Teil in Kraft. Die Gesellschafter sind 
sich darüber einig, dass solche rechtsunwirksamen Bestimmungen baldmöglichst durch 
rechtsgültige zu ersetzen sind, die dem beabsichtigten wirtschaftlichen Erfolg möglichst 
nahe kommen. Entsprechendes gilt, wenn der Vertrag eine Lücke enthält 

(2) Änderungen und Ergänzungen bedürfen der Schriftform, wenn nicht das Gesetz eine 
andere Form vorschreibt. Das gleiche gilt für die Änderung dieser Schriftformklausel.  
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Stadtverordnetenversammlung

 
 
 
 
 
 

Vorlage Nr. 101.16.1349 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3310 
Telefax 0561 787 3312 
E-Mail   
info@fdp-fraktion-kassel.de 

 
Kassel, 29.05.2009 

 

Antrag wurde von der Antrag stellenden Fraktion in der 
Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen am 10.02.2010 zurückgezogen 
 
Ordnung zur Überlassung schulischer Einrichtungen 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird beauftragt, die Benutzungs- und Tarifordnung für die 
zeitweise Überlassung von schulischen Einrichtungen der Stadt Kassel zu 
außerschulischen Zwecken (9.04.01) vom 10.07.2006 in Punkt 6.2.4. in Satz 2 
wie folgt zu ändern: 
 
„Die Befreiung entfällt, wenn die Vereine, Jugendorganisationen etc. durch 
ihre Tätigkeit einen Gewinn erzielen.“ 

 
Begründung: 
 
In der derzeitigen Fassung lautet der Satz: „Die Befreiung entfällt, wenn ein  
Eintrittsgeld bzw. Teilnehmergebühren erhoben werden.“ 
Damit werden auch Vereine etc. erfasst, die zwar für die Präsentation ihrer Arbeit  
eine Eintrittsgebühr verlangen, diese jedoch so gering ist, dass nur die eigenen 
Kosten gedeckt werden können. Dies wird durch eine Anknüpfung an die 
Gewinnorientiertheit vermieden. Auf diese Art und Weise wird zudem der derzeit 
bestehende Widerspruch mit Punkt 6.2.4., lit. e)  beseitigt, in dem bereits 
Veranstaltungen ohne kommerziellen Charakter genannt sind. 
 
Berichterstatter: Stadtverordneter Oberbrunner 
 
 
 
gez. Frank Oberbrunner 
Fraktionsvorsitzender 
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Vorlage Nr. 101.16.1484 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail 
fraktion@Kasseler-Linke-ASG.net 

Kassel, 26.10.2009 
geä.     02.11.2009 

 
Keine Gebühren für Straßenmusik 
 

Geänderter Antrag 
zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Die Stadt Kassel verzichtet auf die Ausstellung von Sondernutzungsgenehmigungen und 
Erhebung von Gebühren für Kleinkunst und Straßenmusik. 
Die Satzung über die Sondernutzung an öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt 
Kassel und über Sondernutzungsgebühren (Sondernutzungs- und Sonder-
nutzungsgebührensatzung) wird entsprechend geändert. Die Gebühren zu den Ziffern 
4.11 und 4.12 der Gebührengruppe IV werden gestrichen. 

 
Begründung: 
 
Der Hessenschau vom 14.10.2009 konnte man entnehmen, dass die Stadt Kassel für das 
Musizieren auf öffentlichen Straßen und Plätzen Sondernutzungsgenehmigungen ausstellt, die für 
die betroffenen Musikerinnen und Musiker gebührenpflichtig sind (5,00 bzw. 15,00 EUR). 
Straßenmusik ist eine kulturelle Bereicherung und Belebung der Stadt. Das gleiche gilt für die 
Kleinkunst. Eine „Qualitätskontrolle“ darf nicht über die Gebührenerhebung erfolgen. In einer 
Gesellschaft mit hoher Arbeitslosigkeit ist es ein Ausdruck besonderer sozialer Kälte, bei 
Menschen, die sich auch mit Straßenmusik durchschlagen, mit Gebührenerhebungen Kasse 
machen zu wollen. 
Für eine weltoffene Kulturstadt Kassel ist ein entspannter Umgang mit Kleinkunst und Musik 
verpflichtend. 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Boeddinghaus 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 
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Vorlage Nr. 101.16.1551 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail   
fraktion@Kasseler-Linke.ASG.net 

 
Kassel, 14.12.2009 

 
 
 
Bedingungen Ausbildungsplätze bei JAFKA 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
 
Der Kämmerer hat erklärt, dass wegen der Art der Finanzierung der 
Ausbildungsplätze bei JAFKA lediglich junge Menschen mit dem ersten Wohnsitz in 
Kassel für diese Ausbildungsplätze in Frage kommen. 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie viele Bewerbungen sind in den letzten 3 Jahren zurückgewiesen 
worden, weil die Bewerber/innen mit erstem Wohnsitz nicht im Stadtgebiet 
Kassel ansässig waren? 

 
2. Wie viele Menschen mussten ihre Ausbildung bei JAFKA abbrechen, weil sie 

während der Ausbildungszeit aus dem Stadtgebiet weggezogen sind? 
 

3. Gibt es ähnliche Zugangsbeschränkungen auf Ausbildungsplätze auch für 
junge Menschen aus Kassel, die sich bei den Umlandgemeinden oder im 
Landkreis bewerben? 

 
4. Wie beurteilt der Magistrat solche Zugangsbeschränkungen auf dem 

Hintergrund der Bemühungen um die Entwicklung der "Region Kassel"? 
 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Boeddinghaus 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 



Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung 
 
 
 
 
 

Vorlage Nr. 101.16.1561 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail 
fraktion@Kasseler-Linke-ASG.net 

 
Kassel, 15.12.2009 

 
 
 
Erhöhung der Heizkosten wegen gestiegener Energiepreise 
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Ab 1.1. 2010 werden die Heizkostenzahlungen an die Empfänger von 
Transferleistungen nach SGB II und XII wegen der angekündigten 
Energiepreissteigerungen erhöht. 

 
 
Begründung: 
 
Zum 1.1.2010 haben die Städtischen Werke wie auch verschiedene andere 
Energieversorger steigende Preise für die Gasversorgung angekündigt. Der Ölpreis ist 
gegenüber dem Ende 2008 um mehr als 20 % gestiegen.  
Viele ALG II Bedarfsgemeinschaften werden rechtswidrig  pauschaliert. Mit der nicht 
vorgenommenen Berücksichtigung der Energiepreissteigerungen in den Pauschalen 
wird eine weitere der Minimalanforderungen nicht beachtet. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Boeddinghaus 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 
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Vorlage Nr. 101.16.1566 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail 
fraktion@Kasseler-Linke-ASG.net 

 
Kassel, 22.12.2009 

 
 
 
Wertgutachten Städtische Werke vorstellen 
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, das Ergebnis des mit Vattenfall 
durchgeführten Bewertungsverfahrens über den Wert des von Vattenfall 
gehaltenen 24,9 % - Anteils an den Städtischen Werken im Ausschuss für 
Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen im Februar 2010 vorzustellen. 

 
 
 
 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Boeddinghaus 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 
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Vorlage Nr. 101.16.1569 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

 
Kassel, 15.12.2009 

 
 
 
Untersuchungsgegenstand Gutachten Abfallgebühren 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Bis wann wird die Erstellung des Gutachtens zur Abfallgebührensituation 
beauftragt worden sein? 

 
2. Wann soll das Gutachten fertig gestellt sein? 

 
3. Welche Untersuchungsgegenstände werden konkret und im Einzelnen 

beauftragt werden? 
 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Dr. Norbert Wett 
 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 
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Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung

 
 
 
 
 
 

Vorlage Nr. 101.16.1581 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1294 
Telefax 0561 787 2104 
E-Mail  info@gruene-kassel.de 

 
Kassel, 15.01.2010 

 
 
 
Flughafen Kassel-Calden 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wer wird den Flughafen Kassel-Calden betreiben? 
2. Gibt es Verträge oder Vorverträge mit Fluggesellschaften?  
3. Welche Konditionen sollen vereinbart werden, um Fluggesellschaften für 

Kassel-Calden zu gewinnen? 
4. Wird mit dem Bau fortgefahren, wenn keine Verträge mit Fluggesellschaften 

existieren?  
5. Warum gab es keine Gespräche mit dem Bundesverband der Deutschen 

Fluggesellschaften?  
6. Teilt der Magistrat die Einschätzung des BDF-Geschäftsführers (HNA v. 

28.12.2009), dass die jährlichen Verluste von Kassel-Calden im zweistelligen 
Millionenbereich anzusiedeln sind? 

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Rönz 
 
 
 
gez. Karin Müller, MdL 
Fraktionsvorsitzende 



Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung

 
 
 
 
 
 

Vorlage Nr. 101.16.1605 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

 
Kassel, 29.01.2010 

 
 
 
Gebührenbescheide für Grundstücksabgaben 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie konnte es sein, dass die aktuellen Grundstücksabgabenbescheide für 
das Jahr 2010 fehlerhaft erstellt wurden? 

 
2. Um wie viele Bescheide handelt es sich? 

 
3. Wer ist für den Fehler verantwortlich? 

 
4. Welche Kosten sind dadurch entstanden? 

 
5. Wer trägt diese Kosten? (Aufgeschlüsselt nach Kostenbereichen) 

 
6. Wie wird sichergestellt, dass derartige Fehler sich zukünftig nicht 

wiederholen? 
 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Kortmann 
 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 



Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung 
 
 
 
 
 

Vorlage Nr. 101.16.1606 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail   
fraktion@Kasseler-Linke.ASG.net 

 
Kassel, 01.02.2010 

 
 
 
Beratungsnotstand im Kulturdezernat? 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Welche Veränderungen im Kulturdezernat haben eine solche 
Kompetenzlücke gerissen, dass sich der neue Kulturdezernent gezwungen 
sieht, Beratungshilfe in Höhe von knapp EUR 80.000,00 einzukaufen?  

2. Warum sind die vorhandenen Mitarbeiter/innen nicht in der Lage die 
Aufgaben zu erfüllen?  

3. Ist vorgesehen/notwendig, dass auch in den anderen Dezernaten 
kompetente Berater mit solchem finanziellen Aufwand engagiert werden 
müssen? (Bsp.: Sport / Soziales / Stadtplanung)  

4. Warum erfolgte keine Anstellung im Rahmen eines 
sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisses?  

5. Welcher zeitliche und inhaltliche Umfang ist mit dem Beratungsvertrag 
abgedeckt (Zuständigkeit / Stundenumfang)?  

6. Wie ist der Beratervertrag mit Herrn Nordhoff haushaltstechnisch zu 
beurteilen? (nicht verabschiedeter Haushalt / "freiwillige Leistung")  

7. Im Jugendcafe Treppenstraße herrscht nach übereinstimmender Meinung 
aller Mitglieder des Jugendhilfeausschuss ein fast notfallmäßiger 
Personalnotstand. Hat der Magistrat vor, zum Beispiel auch an dieser Stelle 
kurzfristig mit dem Einsatz von Honorarmitteln in 5-stelliger Höhe 
Entlastung zu schaffen?  

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Boeddinghaus 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 



Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung 
 
 
 
 
 

Vorlage Nr. 101.16.1607 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail   
fraktion@Kasseler-Linke.ASG.net 

 
Kassel, 26.01.2010 

 
 
 
Wirtschaftliche Situation Flughafen Calden 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 
Grundsatzfragen 

 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie sieht die Ergebnisentwicklung am Flughafen aus? (Ist 2008/2009; Plan 
2010/2011)? 

2. Zu welchem Termin wird mit der Inbetriebnahme des Flughafenneubaus 
gerechnet? 

3. Ist es zutreffend, dass 2010 die bisherige Zahl der Beschäftigten von 37 um 
13 neue Beschäftigte von der Flughafen GmbH erhöht werden sollen? 

4. Für welche bisher unerledigten Aufgaben sollen die neuen Beschäftigten 
eingestellt werden? 

5. Zu welchem Anteil werden die zusätzlichen Beschäftigten durch zusätzlich 
generierte Erträge aus dem Betrieb finanziert? 

6. Wie sind die Rahmendaten des Wirtschaftsplans der Flughafen GmbH für 
das Jahr nach der Inbetriebnahme des Neubaus? 

7. Mit welcher Investitionssumme plant die Flughafen GmbH Kassel im aktuell 
vorgelegten Wirtschaftsplan den geplanten Ausbau über die Jahre 2010 - 
2014? 

8. Welche Maßnahmen hat der Magistrat ergriffen, um eine mögliche 
Belastung der Stadt Kassel durch eine Kostenüberschreitung der geplanten 
151 Millionen Investitionssumme aufzufangen? 

9. Sind weitere Absenkungen der kommunalen Anteile an der Flughafen 
GmbH Richtung 0 geplant? 

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Boeddinghaus 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
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Fraktionsvorsitzender 
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